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Begründung zum Flächennutzungsplan der Stadt Unterschleißheim 
45. Änderung des Flächennutzungsplanes für den Bereich des Bebauungs-

planes Nr. 152 „Sondergebiet Rettungsdienste Furtweg Nord“ 
 

 
1. Ursprüngliche planungsrechtliche Situation 
 
1.1. Lage und Abgrenzung des Planungsbereiches 
 
Der Planungsbereich ist im Flächennutzungsplan als eingeschränktes Ge-
werbegebiet (GEe) ausgewiesen. Im westl ichen Nachbarbereich bef indet sich 
ein Landschaftsbestandteil gem. Art.  13 BayNatSchG. Das im Westen der 
Stadt Unterschleißheim liegende Planungsgebiet,  unweit öst l ich der BAB 92, 
wurde zuletzt durch die 25. Änderung des Flächennutzungsplanes - in 5 Tei-
len planungsrechtl ich dargestellt  -  für eine städtebauliche Entwicklung vorbe-
reitet.  Der Planungsbereich ist bisher zum Teil als Wohnstätte und Garage 
genutzt.  Der Bereich wurde in der Vergangenheit z. T. für die Unterbringung 
von Bediensteten der Stadt Unterschleißheim genutzt.  Im Westen wird die 
Fläche durch den Furtweg erschlossen. Der Planungsbereich ist fußläuf ig im 
Westen durch das Netz wicht iger Geh- und Radwegeverbindungen erschlos-
sen. 
 
Lageübersicht 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Lage des Planungsbere iches 
 
 
Das Planungsgebiet umfasst eine Fläche von ca. 0,22 Hektar.  
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1.2. Übergeordnete Planungen und städtebauliche Grundsätze 
 
Bei dieser Änderung ist die Planung an folgende übergeordnete Zielsetzun-
gen und städtebauliche Grundsätze gebunden: 
 
Das Planungsgebiet l iegt im städtebaulichen Gefüge Unterschleißheims. Der 
bisher rechtswirksame Flächennutzungs- und Landschaftsplan Unterschleiß-
heim gibt für diesen Bereich einer gewerblichen Nutzung den Vorrang. 
 
Die BRK-Bereitschaf t Unterschleißheim strebt den Bau einer modernen Anla-
ge für die Unterbringung von Rettungsfahrzeugen an. Die „Schnelleinsatz-
gruppe Behandlung“ unterstützt die rettungsdienstl iche Versorgung bei Vor-
kommnissen mit einer großen Anzahl von Verletzten und Kranken. Sie glie-
dert sich in zwei Sanitätstrupps, bestehend aus einem Gerätewagen „Sanität“ 
und einem Mannschaftstransportwagen.  
Der Standort der BRK-Bereitschaf t Unterschleißheim bef indet sich am nördl i-
chen Furtweg auf  dem Grundstück Fl.  Nr. 1151/3. Da die vorhandenen Ge-
bäude und Räumlichkeiten für die vielfält igen Aufgaben der Hilfsorganisat ion 
zwischenzeit l ich zu klein sind und nicht mehr die aktuellen technischen und 
baulichen Standards erfüllen, soll das Gelände modernisiert  werden. Im Mit-
telpunkt der Planungen steht der Neubau einer Fahrzeughalle mit Sozialräu-
men. 
 
Der Standort der BRK-Bereitschaf t Unterschleißheim soll durch den Bebau-
ungsplan Nr. 152 überplant werden, um seine funktionsgerechte Weiterent-
wicklung sicherstellen zu können. Der Planbereich selbst und seine unmittel-
bare Umgebung sind zwar durch eine Streubebauung gekennzeichnet, das 
städtebauliche Leitbild sieht aber grundsätzlich eine Neuordnung und Ent-
wicklung des Areals nördlich des Furtwegs vor, wobei der Schwerpunkt auf  
die Schaffung von Wohnbauf lächen gelegt wird. Die Grundzüge der beab-
sicht igten städtebaulichen Entwicklung sind im neuen Flächennutzungsplan 
dargestellt  (Vorentwurf  vom 07.10.2010).  
 
Die Stadt Unterschleißheim verfolgt mit der vorl iegenden Bauleitplanung das 
Ziel,  den Standort der BRK-Bereitschaf t Unterschleißheim planungsrechtl ich 
zu sichern und funktionsgerecht neu zu ordnen. Der Bebauungsplan entwi-
ckelt  sich nicht aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan. Dieser wird 
im Paralellverfahren im Zuge der 45. Änderung geändert.  
 
Vor dem Hintergrund der bereits bestehenden Nutzung an diesem Standort 
sind keine alternativen Flächen geprüf t .  
 
Seitens des Technischen Bauamtes der Stadt Unterschleißheim werden der 
Baubeginn für Ende 2017 und die Fert igstellung des Vorhabens bis zum 3. 
oder 4. Quartal 2018 angestrebt.  
 
Umweltbelange 
 
Im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung wurde ein Umweltbericht erstellt .  
 
Gemäß § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB ist für die Belange des Umweltschutzes 
nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in 
der die voraussicht l ichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt  und 
nach § 2a Abs. 1 BauGB in einem Umweltbericht nach der Anlage zum 
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BauGB beschrieben und bewertet werden. Der Umweltbericht dient der Bün-
delung, sachgerechten Aufbereitung und Bewertung des gesamten umweltre-
levanten Abwägungsmaterials auf  der Grundlage geeigneter Daten und Un-
tersuchungen und ist Trägerverfahren der Eingrif fsregelung in der Bauleit-
planung und ggf . erforderl icher, weiterer Prüfverfahren nach der Umweltge-
setzgebung. Die Resultate der Umweltprüfung sind in das Abwägungsergeb-
nis des Planvorhabens eingef lossen und werden im nachfolgenden Umwelt-
bericht als einem gesonderten Bestandteil der Begründung zusammenge-
fasst.  
 
Zusammenfassung zum Umweltbericht (auf  die Langfassung des Umweltbe-
r ichtes als Anlage wird verwiesen.) 
Die Stadt Unterschleißheim verfolgt mit der vorl iegenden Bauleitplanung das 
Ziel,  den Standort der BRK-Bereitschaf t Unterschleißheim planungsrechtl ich 
zu sichern und funkt ionsgerecht neu zu ordnen. Die Festsetzung der Stra-
ßenverkehrsf läche erfolgt bestandsorient iert .  Damit sich der Bebauungsplan 
aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan entwickeln kann, wird dieser 
im Parallelverfahren geändert.  
Der ca. 2.720 m² große räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 
152 mit integrierter Grünordnung l iegt am westl ichen Stadtrand von Unter-
schleißheim. Die Umgebung ist durch eine disperse Bebauung, landwirt-
schaf t l ich genutzte Flächen, Gehölzstrukturen und das Umspannwerk Unter-
schleißheim geprägt. Nutzungsbedingt ist das Gelände der BRK-Bereitschaf t 
Unterschleißheim stark versiegelt .  Freif lächen und Gehölzstrukturen bef inden 
sich nur am Furtweg und entlang der Moosach. 
Das Plangebiet ist durch Emissionen, die durch die umgebenden Nutzungen 
und den Straßenverkehr,  insbesondere die BAB 92 München – Deggendorf  
bewirkt werden, vorbelastet.  Die Belastungssituat ion wird sich in der Planfol-
ge nicht verschlechtern. Die Nachbarschaft ist  von der Neuordnung des 
Standortes der BRK-Bereitschaf t Unterschleißheim betrof fen. Die umweltre-
levanten Belange der Nachbarschaft sind durch Vorgaben zur Art der Nut-
zung einschließlich der Beschränkung des Emissionsverhaltens des Vorha-
bens angemessen gewahrt.  Unterstützt werden diese Maßnahmen durch aus-
reichende Abstände zu den umgebenden Bestandsgebäuden sowie durch Hö-
hen- und Gestaltungsfestsetzungen. Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
sind gewahrt.  Eingrif fsmindernd werden Bepf lanzungen im Bebauungsplan 
mit Erhaltungsbindungen versehen und Begrünungsmaßnahmen festgesetzt.  
Ein Kompensationserfordernis besteht nicht,  da das Gelände derzeit  bereits 
versiegelt  ist  und das bestehende Maß der baulichen Nutzung nicht in einem 
mehr als unerheblichen Umfang erhöht wird. Insoweit treten in der Planfolge 
keine Eingrif fe in Natur und Landschaft ein. Im Rahmen einer artenschutz-
rechtl ichen Vorprüfung fanden die Belange des besonderen Artenschutzes 
eine hinreichende Berücksicht igung. Artenschutzrechtl iche Konf l ikte, die zu 
durchgreifenden Hindernissen für den späteren Bebauungsplanvollzug führen 
könnten, sind nach derzeit iger Kenntnis auszuschließen. 
Zusammenfassend kann festgestellt  werden, dass der räumliche Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans Nr. 152 insgesamt eine überwiegend geringe 
Empf indlichkeit  aufweist.  Aufgrund der Vorbelastung des Plangebiets und 
des betrof fenen Wirkraumes sind in der Folge des Bebauungsplans keine 
zusätzlichen nachteil igen Umwelteinwirkungen auf  die Schutzgüter im Sinne 
des UVPG bzw. gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und die bestehenden Nutzun-
gen im Plangebiet selbst und im weiteren Planungsumfeld zu erwarten. 
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Denkmalschutz 
Es wird darauf  hingewiesen, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmä-
ler der Meldepf l icht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpf lege oder 
die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art.  8 Abs. 1-2 DSchG unterl iegen. 
 
Art.  8 Abs. 1 DSchG:  
Wer Bodendenkmäler auf f indet ist verpf l ichtet,  dies unverzüglich der Unteren 
Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpf lege anzuzeigen. 
Zur Anzeige verpf l ichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des 
Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem 
Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpf l ichteten befreit  die übrigen. 
Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund 
eines Arbeitsverhältnisses teil,  so wird er durch Anzeige an den Unternehmer 
oder den Leiter der Arbeiten befreit .   
 
Art.  8 Abs. 2 DSchG:  
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf  von 
einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Un-
tere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher f reigibt oder die Fort-
setzung der Arbeiten gestattet.  
 
Anlagen der Bayernwerke AG 
110-kV-Kabel:  
Innerhalb des Geltungsbereiches verläuf t das I IO-kV-Kabel  mit einer 
Schutzzone von 3,00 m beiderseits der Trasse (siehe beil.  Spartenplan).  
Hinsicht l ich der in der angegebenen Schutzzone bestehenden Bau-bzw. 
Pf lanzbeschränkungen machen wir darauf  aufmerksam, dass uns die Pläne  
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für alle Bau-und sonstigen Maßnahmen rechtzeit ig zur Stellungnahme vorzu-
legen sind. 
 
Umspannwerk Unterschleißheim: 
Angrenzend an den Geltungsbereich bef indet sich das Umspannwerk Unter-
schleißheim. Von einem Umspannwerk gehen unvermeidliche Geräuschemis-
sionen aus, die größtenteils durch die Umspanner verursacht werden. Um 
den Bestandsschutz des Umspannwerkes nicht zu gefährden, können in des-
sen Umfeld nur solche Gebiete ausgewiesen werden, deren gemäß TA Lärm 
zugeordneter Immissionsrichtwert nicht überschrit ten wird. Gemäß Ihrer 
Nachricht vom 9. März 2017 handelt  es sich hier um ein Sondergebiet ohne 
Wohnnutzung, dass mit einem Gewerbegebiet vergleichbar ist.  Somit ist  der 
zukünft ige Bestand und Betr ieb unseres Umspannwerkes nicht gefährdet.  
Es wird darauf  hingewiesen, dass wegen des Bestandsschutzes der Anlagen 
ggf . erforderl iche Lärmschutzmaßnahmen nicht auf  Kosten der Bayernwerk 
AG und auch nicht auf  deren Grund durchzuführen sind. 
 
Mittelspannungsanlagen und Niederspannungsanlagen:  
Innerhalb des Geltungsbereiches bef inden sich 2 Mittelspannungs-und 1 Nie-
derspannungskabel.  
 
Fernmeldekabel:  
Innerhalb des Geltungsbereiches verlaufen die Fernmeldekabel mit einer 
Schutzzone von 1,00 m beiderseits der Trasse.  
Hinsicht l ich der in der angegebenen Schutzzone bestehenden Bau-bzw. 
Pf lanzbeschränkungen machen wir darauf  aufmerksam, dass uns die Pläne 
für alle Bau-und sonstigen Maßnahmen rechtzeit ig zur Stellungnahme vorzu-
legen sind. 
 
Wasserwirtschaft: 
1.  Grundwasserspiegel.  
Aufgrund der Nähe zum Gewässer ist davon auszugehen, dass der Grund-
wasserspiegel ·mit dem Wasserspiegel korrespondiert.  Genaue Angaben zum 
Höchsten Grundwasserstand (HHW) als Planungsgrundlage für Baumaßnah-
men müssen durch ein Gutachten eines fachkundigen Ingenieurbüros ermit-
telt  werden. 
2. Niederschlagswasser 
Die Beseit igung des Niederschlagswassers über Sickerschächte ist grund-
sätzlich zu begründen und nur dort zulässig, wo zwischen dem mitt leren 
höchsten (MHGW) Grundwasserstand und dem Sickerhorizont ein Abstand 
von 1,5 m eingehalten werden kann. 
 
3. Lage am Gewässer 
Das Planungsgebiet l iegt an der Moosach (Gew. I I I .  Ordnung). 
Für diesen Gewässerabschnit t  wurde im Zuge der 25. Flächenutzungs-
planänderung im Auftrag der Gemeinde ein Überschwemmungsgebiet für ein 
stat ist isch 100-jährl iches Hochwasserereignis berechnet.  
Dieses Überschwemmungsgebiet reicht nach unseren Unterlagen, und entge-
gen der in der Begründung zum Flächennutzungsplan gemachten ·Aussagen, 
in einem kleinen Bereich in das überplante Gebiet hinein.  
Gemäß § 77 WHG als natürl iche Rückhaltef lächen zu erhalten und von jegl i-
cher Bebauung f reizuhalten. Soweit überwiegende Gründe des Wohls der Al l-
gemeinheit  dem entgegenstehen, sind rechtzeit ig die notwendigen Aus-
gleichsmaßnahmen zu tref fen.  
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Die ermittelten Überschwemmungsgebiete sind in den Bebauungsplan/ Flä-
chennutzungs-. plan zu übernehmen. Das ermittelte Überschwemmungsge-
biet bezieht sich auf  ein stat ist isches 100-jährl iches Hochwasserereignis. 
Dies bedeutet,  dass bei selteneren Ereignissen eine Überf lutung weiterer 
Bereiche nicht ausgeschlossen werden kann. ·  
 
Ausgleichsflächen 
 
Die Planungsf läche wird von einem dichten Gehölzbestand auf  der Nordseite 
umgeben. Bei der Ermitt lung des Eingrif fs im Zusammenhang mit der Ermitt-
lung der notwendigen Ausgleichsf lächen, wird dieser Bereich jedoch hinsicht-
l ich seiner höheren Ausgangsbewertung berücksicht igt.  
Der Bebauungsplan Nr. 152 ordnet die bereits bestehenden Nutzungen neu 
und sichert sie. Die Nutzungsbefugnisse werden insbesondere im Hinblick 
auf  das Maß der baulichen Nutzung in der Folge des Bebauungsplans Nr. 
152 nicht in einem wesentl ichen Umfang erweitert ,  so dass tatsächlich keine 
Eingrif fe in Natur und Landschaft bewirkt werden. Ein bauleitplanerischer 
Ausgleich ist demzufolge für den räumlichen Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans Nr. 152 nicht erforderl ich. 
 
Hochwasserschutz 
 
Für die Moosach, als oberirdisches Gewässer, wurden mögliche Über-
schwemmungsgebiete errechnet. Diese sind im Rahmen der 25. Änderung 
des Flächennutzungsplanes dokumentiert.  Das Planungsgebiet ist  im nördli-
chen Bereich geringfügig vom Überschwemmungsgebiet berührt (Anlage 2.1 
des geotechnischen Berichtes: Hochwasserberechnung der Moosach vom 
05.07.2011). 

 

 
 
 
 
 
 
 

Quel le :  Geotechn ischer  Ber ich t  vom 05.07.2011 
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2. Anlass und Ziel der Planung 
 
Die übergeordneten städtebaulichen Grundsätze gehen für diesen Bereich 
von einer  längerfr ist igen städtebaulichen Umnutzung aus.  
 
Die Stadt Unterschleißheim beabsicht igt mit dieser Planung für eine geordne-
te Ausübung der rettungsdienstl ichen Versorgung im Stadtgebiet zu sorgen. 
Damit sichert dieses Sondergebiet die Ansiedlungen von Nutzungen, die 
sonst im übrigen Stadtgebiet nicht mehr möglich sind. 

3. Änderung  
 
3.1 Teilweise Umwidmung eines Gewerbegebietes in „Sondergebiet Ret-
tungsdienste“.  
 
Begründung 
Zur Verbesserung des Angebots an Flächen für die rettungsdienstl iche Ver-
sorgung wird ein Sondergebiet ausgewiesen. 
 
 
3.1 Darstellung eines Grünstreifens an der nördlichen Grenze des Sonderge-
bietes als Fläche mit Bindungen zum Erhalt  von Bäumen und Sträuchern, Er-
halt  und Weiterentwicklung des Gehölzufersaums. 
 
Begründung: Der vorhandene Gehölzufersaum entlang der Moosach, beste-
hend aus Gehölzen unterschiedlicher Art und Wuchsgröße, ist dauerhaf t zu 
erhalten und weiterzuentwickeln (siehe Festsetzung 9.2.1 Bebauungsplan Nr. 
152 „Sondergebiet Rettungsdienste“ i.  d. Fassung vom 22.01.2018).   
 
 
 
4. Flächenbilanz 
 
 

Gemäß Flächennutzungsplanentwurf  wurden für das Sondergebiet folgende 
Flächengrößen nach ihrer Art der Nutzung ermittelt :  
 

Art der Nutzung Bestand 
in ha 

Änderung 
in ha 

Gewerbegebiet 0,34 0,12 
Sondergebiet 0 0,22 

Gesamt 0,34 0,34 
Ausgleichsfläche § 1 a BauGB   

 
Unterschleißheim,  02.02.2017 
                                   08.05.2017 
 
 
 
Christoph Böck 
Erster Bürgermeister 


